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— Drucksache 12/6045 — 


Endlager für schwach- und mittelradioaktive Abfälle Morsleben 


Seit 27 Jahren werden in der Bundesrepublik Deutschland Atomkraft- 
werke betrieben, ohne daß das Problem der Entsorgung bislang gelöst 
werden konnte. Auch heute ist kein Konzept einer gesicherten Lage- 
rung radioaktiver Abfälle in Sicht. Von den zwei zur Diskussion stehen- 
den Alternativen „Wiederaufbereitung oder Endlagerung" hat sich 
inzwischen die Wiederaufbereitung als nicht gangbar erwiesen. So hat 
nach sorgfältiger Analyse kürzlich auch der Bundesrechnungshof die 
Wiederaufbereitung von Kernbrennstoffen als „wirtschafthch nicht ver- 
tretbar" bezeichnet. 

Die dauerhafte Endlagerung radioaktiver Abfälle verbleibt daher als 
einzige Möglichkeit der Entsorgung. Seit langem ist die Bundesregie- 
rung auf der Suche nach einem geeigneten Standort für ein EndlagerT 
Sie sieht sich dabei mit massiven technischen Problemen und dem 
erheblichen Widerstand der Bevölkerung konfrontiert. Mit der deut- 
schen Wiedervereinigung hat sich diese Situation auf einem Teilgebiet 
scheinbar verändert: Die Bundesregierung hat von der DDR das End- 
lager für schwach- und mittelradioaktive Abfälle in Morsleben (ERAM) 
übernommen. . 

Der Standort Morsleben birgt jedoch eine Vielzahl rechtlicher und 
technischer Probleme. Das ERAM erhielt seine Betriebsgenehmigung 
bis zum 30. Juni 2000 ohne Beteiligung der Öffentlichkeit und ohne 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Das ERAM weist zudem gravierende 
Sicherheitsmängel auf. In einem Gutachten für die Reaktorsicherheits- 
kommission wurde u. a. auf Wasserzuflüsse auf dem Deckgebirge hinge- 
wiesen, die die Sicherheit des Endlagers in Frage stellen. 

Angesichts der immensen Gefahren, die von radioaktiven Abfällen 
ausgehen, und vor dem Hintergrund der genehmigungsrechthchen und 
sicherheitstechnischen Probleme des Endlagers Morsleben fragen wir 
die Bundesregierung; 


Vorbemerkung 

Die Behauptung in der Vorbemerkung, auch heute sei kein Kon- 
zept einer gesicherten Lagerung radioaktiver Abfälle vorhanden, 
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ist unzutreffend. Bereits seit den 60er Jahren besteht in der Bun- 
desrepublik Deutschland das Konzept, radioaktive Abfälle in tie- 
fen geologischen Formationen, vorzugsweise im Salz, durch eine 
Endlagerung zu beseitigen. 

Das Endlagerkonzept der Bundesregierung sieht seit der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre die Endlagerung radioaktiver Abfälle im 
Salzstock Gorleben sowie in der Schachtanlage Konrad in Salzgit- 
ter vor. Die bisherigen Arbeiten zur Erkundung des Salzstockes 
Gorleben haben dessen Aussicht auf Eignung zur Endlagerung 
aller Arten radioaktiver Abfälle untermauert. Der planungsge- 
rechte Fortgang der Arbeiten ist derzeit durch nicht zeitgerecht 
erteilte bergrechtliche Zulassungen behindert. 

Das geplante Endlager Konrad befindet sich im Planfeststellungs- 
verfahren. Nach Abschluß der Beteiligung der Öffentlichkeit am 
6. März 1993 hat die Bundesregierung die für die Durchführung 
des Planfeststellungsverfahrens zuständige Niedersächsische 
Landesregierung mehrfach aufgefordert, dieses Verfahren weni- 
ger kernenergieausstiegsorientiert, sondern vielmehr nach Recht 
und Gesetz sachgerecht zügig durchzuführen. Aus Sicht der Bun- 
desregierung könnte mit einer Erarbeitung eines Bescheides be- 
gonnen werden, der im Falle einer positiven Zulassungsentschei- 
dung eine Inbetriebnahme des Endlagers Konrad 1997 ermög- 
licht. Entgegen der Behauptung stehen dem „massive technische 
Probleme" nicht entgegen. 

Das Endlager Morsleben ist technisch betriebsbereit, sicherheits- 
technische und rechtliche Bedenken oder Probleme bestehen 
nicht. Seit der deutschen Einigung am 3. Oktober 1990 wurden 
umfangreiche Untersuchungen und sicherheitstechnische Ver- 
besserungen durchgeführt. Fragestellungen im Zusammenhang 
mit den „Tropfstellen" wurden aufgegriffen und - obgleich aus 
heutiger Sicht nicht erforderlich - vorsorglich Gegenmaßnahmen 
zur Einsatzreife entwickelt. Zur Situation und zu Perspektiven im 
Endlager Morsleben hat die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Reinhard Weis (Stendal) 
und weiterer Abgeordneter „Situation und Perspektiven der ato- 
maren Endlagerung im atomaren Endlager Morsleben" (Druck- 
sache 12/5058) erst am 28. Mai dieses Jahres im einzelnen Stel- 
lung genommen. Hierauf wird verwiesen. 


1. Mit welcher Begründung will die Bundesregierung noch im Herbst 
1993 mit der Einlagerung von radioaktiven Abfällen in Morsleben 
beginnen? 


Nach § 9 a Abs. 3 AtG ist der Bund gesetzlich verpflichtet, An- 
lagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle einzurichten. Sicher- 
heitstechnische und rechtliche Bedenken stehen einem Betrieb 
des Endlagers Morsleben nicht entgegen. Von daher ist die Bun- 
desregierung gehalten, so rasch wie möglich den Betrieb des End- 
lagers wieder aufzunehmen. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Endlagerungs- 
notstand für radioaktive Abfälle in der Bundesrepublik Deutschland 
ohne die Vereinigung 1990 auch ohne das Endlager Morsleben 
hätte behoben werden müssen und deshalb keine objektive Not- 
wendigkeit besteht, zum jetzigen Zeitpunkt die Endlagerung in 
Morsleben aufzunehmen bzw. anzuordnen? 


Es wird auf die Antwort zur Vorbemerkung und Frage 1 ver- 
wiesen. 


3. Hält die Bundesregierung es für rechtlich, finanziell und politisch 
verantwortbar, auf der Basis einer nach bundesdeutschem Recht 
nicht erteilbaren Betriebsgenehmigung in Morsleben einzulagern, 
obwohl keinerlei Zeitdruck für diese Einlagerung besteht, wohl 
aber schwerwiegende Zweifel an der Eignung des Endlagers? 


Zur genehmigungsrechtlichen Situation hat das Bundesverwal- 
tungsgericht in dem Urteil vom 25. Juni 1993 keine Bedenken 
erhoben. Der Bundesregierung bekannt gewordene substantiierte 
sicherheitstechnische Bedenken oder Empfehlungen wurden ge- 
prüft und gegebenenfalls entsprechende Maßnahmen ergriffen. 
Im übrigen wird auf die Antworten zur Vorbemerkung und zu den 
Fragen 1 und 5 verwiesen. 


4. Trifft es zu, daß aus Westdeutschland kommender schwach- und 
mittelradioaktiver Atommüll in Morsleben endgelagert wird, 
obwohl sich der Genehmigungsbescheid vom 22. April 1986 nur auf 
Abfälle bezieht, die aus der ehemaligen DDR stammen? 


Nein. Das Endlager Morsleben ist nach dem Vollzug der deut- 
schen Einigung ein Bundesendlager, in dem radioaktive Abfälle 
aus dem gesamten Bundesgebiet endzulagern sind, sofern diese 
Abfälle die Einlagerungs- und Annahmebedingungen erfüllen. 
Die Bezugnahme auf die DDR in der Dauerbetriebsgenehmigung 
gilt als Regelung für das Inland nunmehr für die heutige Bundes- 
republik Deutschland. Dementsprechend werden auch in das 
künftige Endlager im Schacht Konrad radioaktive Abfälle aus dem 
gesamten Bundesgebiet eingelagert werden können. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Morsleben gemäß 
einer Prüfung nach dem Atomgesetz eine Genehmigung nicht 
erhalten hätte? 


Nein. Die Reaktor- Sicherheitskommission (RSK) hat schon im 
Jahre 1991 für die Zeit nach dem 30. Juni 2000 eine positive 
Planfeststellungsprognose abgegeben. Daher wurde am 13. Ok- 
tober 1992 ein entsprechender Planfeststellungsantrag gestellt. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung das Endlager Morsleben auch 
nach dem 30. Juni 2000 weiterzubetreiben, und wann wird sie das 
dafür notwendige neue Genehmigungsverfahren einleiten? 


Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen. 
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7. Sieht die Bundesregierung Maßnahmen vor, um das in Morsleben 
eingelagerte radioaktive Inventar wieder zu entfernen, wenn sich 
nach dem 30. Juni 2000 erweisen sollte, daß das Endlager Mors- 
leben nach deutschem Recht nicht planfeststellbar ist? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die die Ver- 
mutung begründen könnten, das Endlager Morsleben sei nach 
deutschem Recht nicht planfeststellbar. Von daher stellt sich die 
Frage nach einer Entfernung des eingelagerten radioaktiven 
Inventars nicht. 


8. Wie bewertet die Bundesregierung die zunehmenden Zweifel an 
der grundsätzlichen Eignung von Salzstöcken, und beabsichtigt sie 
neue Forschungs- und Untersuchungsarbeiten, um im Vergleich zu 
den anderen möglichen geologischen Barrieren innerhalb der 
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland einen möglichst sicheren 
Alternativstandort - etwa in Granitformationen - zu finden? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in der Öffentlichkeit Zwei- 
fel an der grundsätzlichen Eignung von Salzstöcken geäußert 
worden sind. Diese Äußerungen stehen jedoch im Gegensatz zu 
den weltweiten wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Eigen- 
schaft von Salzformationen. Danach ist Salz grundsätzlich ein 
ausgezeichnetes Medium zur Endlagerung von radioaktiven Ab- 
fällen. Allerdings kommt es wesentlich auf die standortspezifische 
Situation an, die jeweils im einzelnen über- und untertägig zu 
erkunden ist. Die bisherigen Untersuchungsarbeiten beispiels- 
weise am Salzstock Gorleben haben früher getroffene positive 
Aussagen einer möglichen Eignung untermauert. 

Gleichwohl hat die Bundesregierung in internationaler Koopera- 
tion seit Beginn der 80er Jahre unternommene Forschungs- und 
Untersuchungsarbeiten zur vorsorglichen Ermittlung möglicher 
anderer Standorte sowohl im Salinar als auch im Kristallin (z. B. in 
Granit) auf der Grundlage der Koalitionsvereinbarung von 1991 
intensiviert. Ende des Jahres 1994 werden Erkenntnisse der Art 
vorliegen, die es erlauben, erforderlichenfalls über die weiter- 
gehende Erkundung anderer konkreter Standorte zu entscheiden. 


9. Hält es die Bundesregierung für geboten, vor der Inbetriebnahme 
eines Endiagers bzw, der Wiederaufnahme der Einlagerung in das 
Endlager Morsleben die Definition der Schutzziele für einen End- 
lagerstandort vorzunehmen, und wie definiert die Bundesregierung 
einen möglichen Schutzziel-Katalog? 


Sicherheitskriterien für die Endlagerung in einem Bergwerk mit 
Schutzzielen sind 1982 erarbeitet und im Bundesanzeiger (Jg. 35, 
Nr. 2 vom 5. Januar 1983) veröffentlicht worden. Einer Neudefini- 
tion von Schutzzielen bedarf es nicht. Vielmehr gilt es, bewährte 
Strahlenschutzgrenzwerte zu erhalten, nicht jedoch „aufzuwei- 
chen". 
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10. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, Schutzziele für 
radioaktive Endlager international abgestimmt zu definieren, und 
wenn ja, ist sie bereit zu gewährleisten, daß die hohen deutschen 
Sicherheitsansprüche als Maßstab in die internationale Debatte ein- 
gehen? 


Die Bundesregierung setzt sich nach wie vor dafür ein, daß ent- 
sprechend dem hohen Niveau der bundesdeutschen Schutzziele 
auch international ein Höchstmaß an Sicherheit durch internatio- 
nal abgestimmte Schutzziele erreicht wird. Sie wird deshalb nach 
wie vor die deutschen Sicherheitsanforderungen in die internatio- 
nalen Gremien einbringen. 


11. Wie bewertet die Bundesregierung die Auffassung von Wissen- 
schaftlern, daß für den Schutz der Bevölkerung in der Umgebung 
von Endlagern für radioaktive Abfälle zeithch unbefristete Dosis- 
grenzwerte festgelegt werden sollten, und welche Limits hält die 
Bundesregierung nach dem heutigen Kenntnisstand für ange- 
messen? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß verschiedene Wissen- 
schaftler sich für zeitlich unbefristete Dosisgrenzwerte einsetzen. 
Vor dem Hintergrund des internationalen Standes von Wissen- 
schaft und Technik hat die Bundesregierung sich der RSK-Emp- 
fehlung angeschlossen, den Nachweis der strikten Einhaltung des 
sogenannten 30 mrem Konzepts bis zu einem Zeitraum von etwa 
10 000 Jahren zu verlangen. Mit dieser Forderung einer Nicht- 
überschreitung von 0,3 mSv/Jahr als Individualdosis selbst in 
etwa 10 000 Jahren ist ein Schutzziel definiert, das sicherstellt, daß 
eine etwaige Freisetzung von Radioaktivität weit unterhalb der 
Schwankungsbreite der natürlichen Radioaktivität liegt. Der Bun- 
desregierung ist allerdings auch bekannt, daß' unter Anwendung 
auch probabilistischer Methoden Schutzziele mit größeren Indivi- 
dualdosen diskutiert werden. Sie verfolgt die Arbeiten hierzu mit 
großem Interesse. 


12. Auf dem Internationalen Endlager-Hearing in Braunschweig stell- 
ten Wissenschaftler fest, daß der Eignungsnachweis eines kon- 
kreten Endlagerstandortes am Ende eines in sich geschlossenen 
Nachweisverfahrens - bestehend aus Formulierung eines Anforde- 
rungsprofiles auf der Basis von Schutzzielen, Barrierenauswahl, 
Standortauswahl, Eignungsnachweis - stehen muß und daß es ein 
solches in sich geschlossenes Verfahren in Deutschland noch nicht 
gibt. 

Was sagt die Bundesregierung zu dieser Kritik an der deutschen 
Praxis? 


Die Bundesregierung kann sich dieser Kritik nicht anschließen. 
Sie betrachtet es als ein in sich geschlossenes Verfahren, aufgrund 
wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse und Erfahrun- 
gen für eine Endlagerung radioaktiver Abfälle grundsätzlich in 
Frage kommende Bergwerke oder Gesteinslokationen geowissen- 
schaftlich und bergmännisch zu untersuchen, auf der Basis der 
Erkundungsergebnisse standortspezifische Sicherheitsanalysen 
durchzuführen, deren Ergebnisse an dem in der Antwort zu 
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Frage 1 1 genannten Schutzziel zu messen sind, sowie nach Fest- 
stellung der Eignung ein nach § 9b AtG für die Errichtung und 
den Betrieb eines Endlagers gesetzlich vorgeschriebenes Planfest- 
stellungsverfahren einzuleiten. Die Bundesregierung schließt 
allerdings nicht aus, daß ein in der Frage beschriebenes Verfahren 
grundsätzlich auch zu einem Ergebnis führen kann, sieht jedoch 
keine Vorteile gegenüber der bisherigen deutschen Praxis. 


13. Welche Erkenntnisse liegen über die Struktur des Deckgebirges 
vor, welche Untersuchungen sind bisher im Deckgebirge durchge- 
führt worden, welche sind geplant, und bis wann sollen diese abge- 
schlossen werden? 


Über die Struktur des Deckgebirges des Endlagers Morsleben 
liegen geologische, z. B. stratigrafische Erkenntnisse vor. Ein 
umfangreiches Standorterkundungsprogramm unter Einschluß 
auch von Tiefbohrungen wurde bereits in der ehemaligen DDR 
durchgeführt. Die Ergebnisse können der wissenschaftlichen Lite- 
ratur im einzelnen entnommen werden. Im Hinblick auf das ein- 
geleitete Planfeststellungsverfahren zum Weiterbetrieb des End- 
lagers Morsleben nach dem 30, Juni 2000 und zur Stillegung 
werden ergänzende Untersuchungen zur Struktur des Deckgebir- 
ges vorgenommen. Es ist vorgesehen, diese 1995 abzuschließen. 
Auf der Grundlage dieser Ergebnisse könnten derzeit überkonser- 
vative Annahmen realistischen Bedingungen angepaßt werden. 
Diese Anpassung kann dazu führen, daß höhere Aktivitätsinven- 
tare bzw. größere Abfallvolumina endgelagert werden können. 


14. Auf welche konkreten Befunde und Untersuchungen stützt sich die 
Aussage, daß im Deckgebirge nur begrenzte Lösungsmengen 
{20 000 m^/a) mobüisiert werden können, und liegen standortspezi- 
fische Befunde vor, die diese Aussage stützen? 


Die Feststellung nur begrenzter Lösungsmengen im Deckgebirge 
bis etwa 20 000 m^/Jahr basiert auf analytischen Modellrechnun- 
gen der theoretisch möglichen Lösungszutrittsmengen. Hierbei 
werden eine direkte vertikale Bewegung der Wässer aus den 
Grundwasser führenden Schichten durch das Hutgestein zur 
Tropfstelle im Lagerteil „H" und die Abwesenheit eines hydrau- 
lischen Widerstandes trotz des 35 m mächtigen Salzgesteins zwi- 
schen der Zutrittsstelle der salinaren Lösungen ins Gruben- 
gebäude und dem Salzspiegel unterstellt. Die Untersuchungen 
von Herrn Prof. A. G. Herrmann belegen, daß dies pessimistische 
Annahmen darstellen. Standortspezifische Befunde (z. B. Druck- 
potentiale, Durchlässigkeitswerte) untermauern diese Bewertung. 


15. Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Prof. Herrmann, daß 
die festgestellten Wasserzuflüsse aus dem Deckgebirge die Lang- 
zeitsicherheit des Endlagers ausschließen, und welche Konsequen- 
zen ergeben sich daraus nach § 17 Atomgesetz? 


Nein. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 17 Abs. 3 und 5 AtG 
liegen nicht vor. Im übrigen geht aus den der Bundesregierung 
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bekannten Veröffentlichungen nicht hervor, daß Prof. A. G. Herr- 
mann die Langzeitsicherheit ausschließt. 


16. Wann wird das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) weitere geo- 
technische, hydrologische und geomechanische Untersuchungen 
zur Betriebsfähigkeit der Anlage vorlegen? 


Eine Vorlage weiterer Untersuchungen zur Betriebsfähigkeit des 
Endlagers Morsleben ist nicht erforderlich. Auf die Antwort zu 
Frage 1 wird verwiesen. Für den Zeitraum nach dem 30. Juni 2000 
werden weitere Unterlagen im Rahmen des laufenden Planfest- 
stellungsverfahrens der feststellenden Behörde vorgelegt. 


17. Welche Maßnahmen des geotechnischen Konzeptes sind bisher 
verwirklicht worden, und bis wann wird das geotechnische Konzept 
vollständig umgesetzt sein? 


Als kurzfristig und schnell wirksam werdende Maßnahmen ist die 
Möglichkeit geschaffen, zutretende Lösungen im Grubenfeld 
Marie in Hohlräumen schadlos und dauerhaft unterzubringen. Für 
eine zügige Umsetzung langfristiger Maßnahmen des geotech- 
nischen Konzepts wurden erforderliche, insbesondere geophysi- 
kalische und ingenieurgeologische Untersuchungsergebnisse 
gewonnen. Eine Entwurfsplanung für Dämme und Dammtore 
wurde durchgeführt. An eine Umsetzung des geotechnischen 
Konzepts ist allerdings nach wie vor nur im Bedarfsfall gedacht. 
Dieser Bedarfsfall wird als höchst unwahrscheinlich beurteilt. Von 
daher ist die Entwicklung des geotechnischen Konzepts eine 
höchst vorsorgliche Maßnahme. 


18. Wie sollen zukünftige neue Erkenntnisse, wie etwa über größere als 
bisher für möglich gehaltene Zuflußmengen aus dem Deckgebirge, 
hinsichtlich des geotechnischen Konzeptes in die Bewertung der 
Sicherheit des Standortes einfüeßen? 


Die dem geotechnischen Konzept zugrunde gelegten Zuflußmen- 
gen sind so groß, daß nach aller praktischer Vernunft nicht damit 
gerechnet werden kann, daß größere Zuflüsse eintreten können. 
In diesem Zusammenhang wird im übrigen auf die Antwort zu 
Frage 17 verwiesen. 


19. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die bisher in Mors- 
leben von der Gesellschaft für Reaktorsicherheit und anderen Gut- 
achtern durchgeführten Sicherheitsanalysen für den Fall des 
Absaufens des Endlagers mit nachfolgender Ausbreitung der 
Radionuklide in die Biosphäre aussagekräftige Ergebnisse gebracht 
haben? 


Ja. In der GRS-Sicherheitsanalyse vom März 1991 ist nachgewie- 
sen, daß trotz pessimistischer und daher konservativer Annahmen 
die Schutzziele selbst für den nicht zu erwartenden Fall des „Ab- 
saufens" des Endlagers weit unterschritten werden. 
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Die konservative Vorgehensweise bei der Durchführung der GRS- 
Sicherheitsanalyse, bei der sicherheits gerichtet im Unterschied 
zur Realität unterstellt wird, daß keine Retardation und Absorp- 
tion von Radionukliden stattfindet, führt zu einem Ergebnis, das 
berechnete Dosen überschätzt Das Ergebnis der Sicherheitsana- 
lyse ist von daher insoweit belastbar, als es darum geht, die Ein- 
haltung des vorgegebenen Schutzziels nachzuweisen. Sie ist 
jedoch insoweit nicht repräsentativ, als die realistischen Verhält- 
nisse zu einem geringeren Dosiswert als dem berechneten führen 
können. 


20. Auf welche standortspezifischen Daten stützen sich die Berechnun- 
gen zur Radionukhdausbreitung von GRS, BGR und anderen Gut- 
achtern, und werden diese als belastbar und repräsentativ ange- 
sehen? 


Die Berechnungen zur Radionuklidausbreitung erfordern, daß 
Wasserwegsamkeiten geschaffen werden, über die methodolo- 
gisch eine Radionuklidausbreitung erfolgen kann. Zu diesem 
Zweck wurde ohne konkreten Bezug zu einer zukünftigen Reali- 
tät hypothetisch angenommen, daß das Grubengebäude mit Salz- 
lauge gefüllt ist und diese unmittelbar an die Abfälle gelangt. 
Hindernisse für die Salzlauge, z. B. Versatz, Dämme oder andere 
ingenieurtechnische Maßnahmen wurden nicht vorausgesetzt. 
Als weitere Daten gingen Angaben über den Grubenriß, Konver- 
genzraten und Meßwerte in die Analyse ein. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß das Grunbengebäude topologisch erhalten 
bleibt; die Aller wird als Vorfluter für die radiologischen Rechnun- 
gen benutzt. 

Im übrigen wird auf den zweiten Absatz der Antwort zu Frage 19 
verwiesen. 


21. Genügen die durchgeführten ModeUrechnungen zur Radio- 
nuklidausbreitung den Anforderungen, die an den Nachweis der 
Langzeitsicherheit eines Endlagers im Rahmen eines atom- 
rechtUchen Planfeststellungsverfahrens gesteht werden? 


Die in der GRS- Analyse vom März 1991 durchgeführten Modell- 
rechnungen dienten nicht dazu, den Nachweis der Langzeit- 
sicherheit eines Endlagers im Rahmen eines zukünftigen atom- 
rechtlichen Planfeststellungsverfahrens zu führen. Hierfür sind 
gesonderte Sicherheitsanalysen vorgesehen, die neben dem 
Nachweis der Einhaltung der Schutzziele auch den Zweck haben, 
überkonservative und überpessimistische Annahmen durch reali- 
stischere und repräsentativere zu ersetzen. Von daher decken die 
Ergebnisse der GRS-Sicherheitsanalyse von 1991 mögliche zu- 
künftige realistischere Ergebnisse ab. 


22. Ist der von der GRS 1991 geforderte umfassende Standsicherheits- 
nachweis des Grubengebäudes erbracht worden, und wenn nicht, 
bis wann soll dieser Nachweis erbracht werden, bzw. welche Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, wenn der 
umfassende Standsicherheitsnachweis nicht erbracht werden 
kann? 
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Die von der GRS geforderten und zwischenzeitlich erbrachten 
Standardsicherheitsnachweise des Grubengebäudes weisen aus, 
daß die Standsicherheit des Grubengebäudes nicht in Frage ge- 
stellt ist. Weitere Untersuchungsergebnisse dürften einen Abbau 
von Überkonservativitäten bei den derzeitigen den Rechnungen 
zugrunde zu legenden Modellansätzen ermöglichen. 


23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die geologische 
Barriere am Standort Morsleben mangelhaft ist, und stimmt die 
Bundesregierung der Auffassung zu, daß unzureichende geologi- 
sche Barrieren zukünftig durch technische Sicherungsmaßnahmen 
kompensiert werden können? 


Nach den „Sicherheitskriterien für die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle in einem Bergwerk" und dem dort verankerten Mehr- 
barrieren- Konzept ist die Einhaltung der Schutzziele der Endlage- 
rung durch eine oder mehrere der dort genannten Barrieren zu 
erreichen. Die bisherigen Untersuchungen weisen auf, daß die 
Gesamtheit der zur Verfügung stehenden Barrieren in der Lage 
ist, die durch das Schutzziel quantifizierte Isolation der Radio- 
nuklide von der Biosphäre zu gewährleisten. Im Rahmen des 
Mehrbarrierenkonzepts erfüllt insoweit auch die geologische Bar- 
riere ihre Funktion. Von daher teilt die Bundesregierung die in der 
Frage geäußerte Auffassung einer Mangelhaftigkeit der geologi- 
schen Barriere nicht. Zutreffend ist, daß ingenieurtechnische 
Maßnahmen mit Barrierencharakter wesentlich mit zur Einhal- 
tung des Schutzziels beitragen und im Grundsatz eine geolo- 
gische Barrierenwirkung übernehmen können. 


24. Für welche Zeiträume werden die im Rahmen der geotechnischen 
Konzepte vorgesehenen Räume bzw. Dämmtore als wirksam ange- 
sehen? 

Auf welche Erkenntnisse und Versuche stützt sich die Aussage zur 
Wirksamkeit der Dämme bzw. Dämmtore? 


Die im Rahmen des geotechnischen Konzepts vorgesehenen inge- 
nieurtechnischen Maßnahmen dienen der Sicherheit während des 
Einlagerungsbetriebs. Dementsprechend ergeben sich keine An- 
forderungen an die Maßnahmen im Hinblick auf die Langzeit- 
sicherheit. 

Dämme bzw. Dammtore sind im Salzbergbau üblich. Erfahrungen 
belegen, daß die Wirksamkeit von Dämmen bzw. Dammtoren 
grundsätzlich über mehrere Jahrzehnte gegeben ist. 


25. Welche weiteren Untersuchungen sind noch notwendig, damit ein 
dem Stand von Wissenschaft und Technik entsprechender Lang- 
zeitsicherheitsnachweis für das Endlager Morsleben gegeben wer- 
den kann, und bis wann werden sie abgeschlossen sein? 


Für das bis zum 30. Juni 2000 geplante Einlagerungsinventar 
haben die Untersuchungen der GRS aufgezeigt, daß die Langzeit- 
sicherheit-Schutzziele eingehalten werden. Im übrigen wird auf 
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die Antworten zu den Fragen 19 bis 22 verwiesen. Der präzise 
Umfang der notwendigen weiteren Untersuchungen für einen 
Langzeitsicherheitsnachweis in einem Planungsfeststellungsver- 
fahren für den Weiterbetrieb und die Stillegung nach dem 30. Juni 
2000 läßt sich erst abschätzen, wenn die von der Planungsfeststel- 
lungsbehörde durchzuführenden Prüfungen einen solchen Stand 
erreicht haben zu entscheiden, ob und ggf. welche weiteren 
Untersuchungen erforderlich sind. Umfang und Tiefgang etwai- 
ger geforderter Untersuchungen werden auch den Zeitraum bis 
zu deren Abschluß bestimmen. 


26. Welche thermomechanischen Auswirkungen hat die Einlagerung 
von Kobalt-60-Quellen auf die Standsicherheit des Endlagers, und 
welche Untersuchungen liegen dazu vor? 


Thermomechanische Auswirkungen sind nach den durchgeführ- 
ten Modellrechnungen auf einen Nahbereich des Einlagerungs- 
ortes und einen kleinen Zeitraum beschränkt. Etwaige Gefähr- 
dungen der Standsicherheit durch diese Auswirkungen sind nicht 
zu besorgen. 


27. Welche Zeiträume sind aufgrund der Halbwertszeiten des radioak- 
tiven Inventars mit Bebauungs- und Kontrollarbeiten abzusichern, 
und ist für diese Nachbetriebsphase eine aktive Wasserhaltung in 
der Grube notwendig? 


Solange das Endlager Morsleben nicht stillgelegt und verschlos- 
sen ist, werden - entsprechend dem bergtechnischen und kern- 
technischen Regelwerk - Bebauungs- und Kontrollarbeiten 
durchzuführen sein. 

Für die Nachbetriebsphase ist eine aktive Wasserhaltung in der 
Grube nicht erforderlich. Das Verwahr- bzw. Stillegungskonzept 
für das Endlager Morsleben ist daran zu orientieren, daß eine über 
die üblichen Umweltmessungen hinausgehende Kontrolle oder 
daß Wartungen grundsätzlich nicht erforderlich werden. 


28. Auf welche Erkenntnisse stützt die Bimdesregierung ihre Behaup- 
tung, daß bis zum 30. Juni 2000 keine Gefährdung durch Einlage- 
rung in Morsleben zu befürchten sei, ohne Angaben über die 
notwendige Bewertung der Langzeitsicherheit über dieses Datum 
hinaus zu geben, und mit welchen Kosten rechnet die Bundesregie- 
rung für die Absicherung des Endlagers in der Nachbetriebsphase 
nach dem 30. Juni 2000? 


Auf die Antwort zur Vorbemerkung, letzter Absatz, wird ver- 
wiesen. 

Die Bundesregierung widerspricht im übrigen der Behauptung, 
sie habe zur Langzeitsicherheit über den 30. Juni 2000 hinaus 
keine Bewertung abgegeben. Sie verweist erneut auf ihre Antwort 
in der Drucksache 12/5058. 
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Eine Angabe von Kosten für die sichere Verwahrung bzw. Still- 
legung kann erst erfolgen, wenn diese Maßnahmen im einzelnen 
geplant sind. Dies wird erst im Verlaufe des Planfeststellungsver- 
fahrens erfolgen. Im übrigen können Kosten für die Bundesregie- 
rung kein Argument sein, eine aus Sicherheitsgründen durchzu- 
führende Verwahrung bzw. Stillegung etwa nicht nach dem 
Stande von Wissenschaft und Technik durchzuführen. 
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